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L Ä N D E R B E R I C H T  

 

Uganda auf dem Weg zu den 

Wahlen 2011 – eine Analyse 

politischer Entwicklungen 

Auf Anfang 2011 sind in Uganda die 

zweiten Präsidentschafts- und 

Parlamentswahlen im Rahmen der noch 

jungen Mehrparteiendemokratie 

angesetzt. Dabei werden die aktuellen 

parteipolitischen Entwicklungen eine 

wichtige Rolle spielen. Es stellt sich die 

Frage, ob auch in Uganda Umstände wie 

im Nachbarland Kenia zu erwarten sind, 

die 2007/2008 im Umfeld der Wahlen zu 

einer politischen Krise und 

Gewaltausbrüchen führten. Welche 

politischen Szenarien sind in Uganda 

denkbar? Die Grundlage für mögliche 

Antworten liefern Publikationen 

verschiedener 

Nichtregierungsorganisationen, wie der 

ugandischen Foundation for Human Rights 

Initiative sowie Interviews mit 

Persönlichkeiten aus einem breiten 

politischen Spektrum. Dazu zählen Dr. 

Yasin Olum (Vorsitzender des 

politikwissenschaftlichen Fakultät an der 

Makerere Universität), Isa Matovu 

(Geschäftsführer des Uganda Youth 

Network) sowie Eng. Badru Kuggundu 

(Vorsitzender der ugandischen 

Wahlkommission). 

1. Hintergrund: Politische Entwicklungen 

und Wahlen in Uganda seit der Unabhän-

gigkeit 

Seit der Erlangung der Unabhängigkeit von 

der britischen Kolonialmacht im Jahre 1962 

hat Uganda verschiedene politische Höhen 

und Tiefen durchlebt. Die Postkolonialzeit 

war geprägt von diktatorischen Regimes, 

Militärputschen, Bürgerkriegen und der 

fortwährenden Missachtung von rechtsstaat-

lichen und demokratischen Prinzipien. 1980 

wurden zum ersten Mal Präsidentschafts-

wahlen abgehalten, die jedoch von massi-

vem Wahlbetrug und Einschüchterung der 

Opposition geprägt waren und daher kein 

großes Vertrauen der Öffentlichkeit mit sich 

brachten.1 Nach einem fünfjährigen Gueril-

la-Krieg gelang es dem National Resistance 

Movement (NRM) 1986 unter dem Kom-

mando von Yoweri Museveni, die Macht zu 

ergreifen. Dies stellte eine Zäsur in der 

Entwicklung des politischen Systems in 

Uganda dar und prägte die politische Land-

schaft des Landes nachhaltig. Kurz nach 

Musevenis Machtergreifung wurden opposi-

tionelle Parteien verboten und das so ge-

nannte „Movement System“ eingeführt, 

welches sich als partizipatorisches System 

für das ganze ugandische Volk verstand, 

sich aber de facto als Einparteiensystem 

herausstellen sollte. In den 20 Jahren, die 

der Machtergreifung folgten, wurden Oppo-

sitionsparteien mit der Begründung, dass 

sie die zahlreichen ethnischen Konflikte im 

Land verstärken und somit einer friedlichen 

Entwicklung Ugandas im Wege stünden, in 

ein halblegales Schattendasein abgedrängt. 

Obwohl es kein offizielles Parteienverbot 

gab, war deren Arbeit nur sehr einge-

schränkt zugelassen. Damit musste sich das 

NRM innerhalb des „Movement Systems“ nie 

einem ernsthaften politischen Wettbewerb 

stellen. Eine kleine Gruppe von Personen 

sicherte sich die Macht und Kontrolle über 

                                                     

1 Presidential and Parliamentary Elections 2006: Counting 
the gains; Foundation for Human Rights Initiative 
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den Staat und dessen wichtigste Institutio-

nen. Korruption und Patronage fassten im 

politischen System Fuß, progressive politi-

sche Reformen waren lange Zeit nicht in 

Sicht.  

Im Juli 2005 wurde schließlich ein landes-

weites Referendum abgehalten, in welchem 

über die Einführung einer Mehrparteiende-

mokratie entschieden wurde. Das Referen-

dum folgte auch auf internationalen Druck, 

und wird zudem als ein Handel angesehen, 

infolge dessen als Gegenleistung zur NRM-

Unterstützung für die Einführung der Mehr-

parteiendemokratie mit einer Verfassungs-

änderung die Begrenzung der Präsident-

schaft auf zwei Amtszeiten aufgehoben 

wurde. Mit einer über 90-prozentigen Mehr-

heit sprachen sich schließlich die Ugander 

für die Mehrparteiendemokratie aus. Die 

große Mehrheit kam sicherlich deshalb zu-

stande, weil das NRM für den Schritt zur 

Mehrparteiendemokratie – wohl auch mit 

Blick auf die internationale Gemeinschaft – 

öffentlichkeitswirksam warb. Im Februar 

2006 fanden auf dieser Grundlage dann die 

ersten Mehrparteienwahlen statt. Das NRM 

musste in dieser Zeit den entscheidenden 

Wandel von einer autokratischen Einheits-

partei zu einer Partei, die sich dem politi-

schen Wettbewerb stellt, vollziehen. Obwohl 

die Zustimmung für das NRM geringer aus-

fiel als noch zehn Jahre zuvor, sprach sich 

mit 59 Prozent eine deutliche Mehrheit für 

den Fortbestand der Regierungsführung un-

ter Präsident Museveni aus. Auch diese 

Wahlen waren von Betrugsvorwürfen beglei-

tet, die Opposition klagte über Einschüchte-

rungsversuche. Und obgleich die Einführung 

der Mehrparteiendemokratie von großer Be-

geisterung und Hoffnung in der Bevölkerung 

begleitet war, waren doch alle Oppositions-

parteien nach über 20 Jahren des ugandi-

schen Movement-Systems auf die Wahlen 

programmatisch, logistisch und finanziell 

unvorbereitet. Und auch der Wählerschaft 

fehlte die Erfahrung mit freien Wahlen.  

2. Aktuelle Situation 

Gegenwärtig besitzt das National Resistance 

Movement mit 215 direkt gewählten Abge-

ordneten eine überwältigende Mehrheit im 

Parlament. Auch von den 40 unabhängigen 

Abgeordneten ist ein Großteil dem NRM zu-

zurechnen. Damit verbleibt der Opposition 

mit insgesamt 84 Abgeordneten nur ein 

marginaler Anteil von 25 Prozent.  

Im Jahr 2009, also drei Jahre nach den 

Wahlen, habe Uganda in seiner Demokratie-

entwicklung nur bescheidene Fortschritte 

erzielt. Korruption und eine unausgewogene 

Parteienlandschaft seien nach wie vor große 

Hindernisse auf den Weg zu einer wahren 

Mehrparteiendemokratie, so Dr. Olum von 

der Makerere Universität. Sowohl die Regie-

rungspartei als auch die Oppositionsparteien 

stünden vor großen Herausforderungen.  

Die Herausforderung des NRM ist es, den 

Wandel von einer Volksbewegung zu einer 

politischen Partei zu vollziehen und sich 

glaubwürdig dem Wettbewerb mit den an-

deren Parteien stellen. Es hat darin insofern 

einen Vorteil, als dass NRM und Staat in den 

Movement-Zeiten eine Einheit bildeten. Nun 

ist der Zugang zu staatlichen und politi-

schen Ämtern sowie zu staatlichen Ressour-

cen in der Theorie nicht mehr automatisch 

gewährleistet. In der Praxis aber ist gegen-

über den anderen politischen Parteien noch 

nicht für Chancengleichheit gesorgt. Intern 

muss sich das NRM mit divergierenden 

Strömungen auseinandersetzen, die auch 

ein Erbe aus der Movement-Ära sind: Da es 

in der Vergangenheit keine Parteien von 

vergleichbarer Bedeutung gab, spiegelten 

sich die verschiedenen politischen Richtun-

gen umso stärker innerhalb des NRM wider.  

Auch die Oppositionsparteien wie das Forum 

for Democratic Change (FDC), die Democra-

tic Party (DP) und der Uganda People’s 

Congress (UPC) waren bisher nicht in der 

Lage, effektive Organisationsstrukturen zu 

entwickeln, um interne Streitigkeiten zügig 

beizulegen und dem National Resistance 

Movement inhaltlich-programmatisch ernst-

haft entgegenzutreten. Ihre Verankerung in 

der Gesellschaft ist bisher unzureichend und 

sie spielen eine relativ geringe Rolle im öf-

fentlichen Leben und in der Wahrnehmung 

breiter Bevölkerungsschichten, die sich 

(traditionell in Afrika) eher auf Personen – 

im Fall Uganda vor allem auf den Präsiden-

ten – als auf Programme konzentriert. Es 

existiert ein geringes Maß an innerparteili-
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cher Demokratie, unzureichende Professio-

nalisierung, Mangel an Ressourcen und 

Know-how sowie ein Negativimage in der 

Öffentlichkeit. Sie waren seit 2005 nicht 

wirklich in der Lage, ein deutlicheres und 

griffigeres Programm zu entwickeln. Nun 

müssen sie zeigen, dass sie in der Lage 

sind, ihr Profil zu schärfen und insbesondere 

im Falle von DP und UPC ihre Generationen-

konflikte zu bewältigen. Des Weiteren neh-

men die Wähler teilweise regionale – und 

damit auch ethnische – Schwerpunkte wahr, 

die ihre „Wählbarkeit“ einschränken.  

Die nächsten Wahlen werfen bereits jetzt 

ihren Schatten voraus. Die Wahlkampfphase 

auf Regierungs- wie auf Oppositionsseite 

hat begonnen. Präsident Musevenis landes-

weite Kampagne läuft derzeit unter dem 

Namen „Poverty Alleviation Tour“ (Armuts-

bekämpfungstour). Er gibt sich siegesgewiss 

und hat seit längerem angekündigt, sich 

auch 2011 wieder zur Wahl zu stellen, unter 

der Vorhersage, dass das NRM niemals eine 

Präsidentschaftswahl verlieren werde2. Dr. 

Besigye (FDC), Musevenis wichtigster Her-

ausforderer bei der Präsidentschaftswahl 

2006 und voraussichtlich auch 2011 wieder 

Spitzenkandidat, hat ebenfalls eine landes-

weite Wahlkampftour gestartet. Seine Partei 

lotet die Zusammenarbeit mit anderen Op-

positionsparteien aus. Im August 2008 hat-

ten vier Oppositionsparteien (FDC, UPC, 

Conservative Party und Jeema) ein Koope-

rationsprotokoll unterzeichnet, demzufolge 

sie eine Wahlplattform bilden, die unter an-

derem die Aufstellung eines gemeinsamen 

Präsidentschaftskandidaten zum Ziel hat. 

Zudem wollen sie in den einzelnen Wahl-

kreisen nicht gegeneinander antreten. Ob 

eine solche Kooperation von Bestand sein 

und sich als schlagkräftig bei den kommen-

den Wahlen erweisen kann, wird sich zei-

gen, wenn die konkreten Machtpositionen 

innerhalb der Plattform verhandelt werden – 

es wird schwierig werden, eine geschlosse-

ne und arbeitsfähige Oppositionskoalition zu 

schmieden, die das NRM ernsthaft heraus-

fordern kann.  

 

                                                     

2 Richard Otim/Risdel Kasasira: „Museveni: NRM can’t 
lose elections“; Daily Monitor; 18 August 2008 

3. Kernthemen im Vorfeld der Wahlen 

Verschiedene Kernthemen, die für die Wah-

len 2011 von Bedeutung sein werden, kris-

tallisieren sich immer deutlicher heraus und 

werden zunehmend von den Parteien und in 

den Medien diskutiert. Dazu gehören auch 

die Wahlgesetzgebung, die interne Partei-

endemokratie sowie die politische Bildungs- 

und Aufklärungsarbeit. 

3.1 Wahlgesetzgebung 

Die Reform der Wahlgesetzgebung, die mit 

der Einführung der Mehrparteiendemokratie 

einherging, trat erst kurz vor den Wahlen 

2006 in Kraft. Sie ließ den Oppositionspar-

teien kaum Zeit, ihre Organisationsstruktu-

ren (wieder) aufzubauen. Seitdem wurden 

nur wenige weitere Reformen auf den Weg 

gebracht, weshalb bis heute große Teile der 

Wahlgesetze noch aus der Zeit des Einpar-

teiensystems stammen. In der Kritik vor 

allem die Zusammensetzung der Wahlkom-

mission. Diese hat den Auftrag, freie und 

faire Wahlen zu organisieren, durchzuführen 

und zu überwachen. Darüber hinaus ist sie 

für die dringend notwendige Wählerbildung 

und -sensibilisierung zuständig. Zur Unab-

hängigkeit der Kommission heißt es dazu in 

ihren Statuten: „Die Kommission soll unab-

hängig sein und in ihrer Funktion nicht einer 

bestimmten Person oder anderen Autorität 

unterstehen.“3 In Anbetracht der Tatsache, 

dass der Vorsitzende, sein Stellvertreter 

sowie fünf weitere Kommissionsmitglieder 

durch den Präsidenten benannt und vom 

Parlament lediglich bestätigt werden, wird 

die Unabhängigkeit der derzeitigen Kom-

mission seitens der Opposition bezweifelt. 

Deren Vertreter haben wiederholt öffentlich 

die Unabhängigkeit der Wahlkommission in 

Frage gestellt und auf die Möglichkeit von 

gewaltsamen Szenarien wie in Kenia hinge-

wiesen, wenn in Uganda nicht die Rahmen-

bedingungen für freie und faire Wahlen 

2011 geschaffen würden. Seitens der Oppo-

sition bestehen Forderungen nach einer 

Neubesetzung der Wahlkommission ent-

sprechend der Verteilungsverhältnisse im 

Parlament, um damit das Vertrauen der 

                                                     

3 http://www.ec.org.ug 
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Wähler in das Wahlgremium zu stärken. In-

des verweist Eng. Badru Kiggundu, Vorsit-

zender der Wahlkommission, darauf, dass 

die Verantwortung für faire und freie Wah-

len bei allen an der Wahl beteiligten Grup-

pen und nicht allein bei der Kommission lie-

ge. Zudem verfüge die Kommission nicht 

über die notwendigen Ressourcen und Ka-

pazitäten, um die großen Herausforderun-

gen zu bewältigen, wie beispielsweise um-

fassende politische Bildungs- und Aufklä-

rungsarbeit über den Wahlprozess.  

Ein anderer Diskussionspunkt im Zusam-

menhang mit einer weitergehenden Wahl-

gesetzreform ist, ob und wie eine staatliche 

Teilfinanzierung der Parteien eingeführt 

werden soll. Bisher finanzieren sich die Par-

teien vor allem aus privaten Geldern (Spen-

den), was zum einen in vielen Fällen kaum 

ausreichend für die Schaffung oder Erhal-

tung einfachster Organisationsstrukturen 

ist, und die Parteien zum anderen in erheb-

liche Abhängigkeiten von einzelnen Perso-

nen oder Interessengruppen drängt. Die 

Mitglieder fast aller Parteien zeigen sich zu-

dem sehr zurückhaltend bei der Zahlung 

ihrer Beiträge, und auch der Verkauf von 

Mitgliedskarten hat sich nicht als der erhoff-

te durchschlagende Erfolg erwiesen. Wichti-

ge Einnahmequellen bleiben damit die Bei-

träge, die Abgeordnete, Kabinettsmitglieder 

und andere Mandatsträger an ihre Parteien 

abzuführen haben. 

In der Praxis ist zwischen dem NRM und den 

anderen politischen Parteien noch nicht für 

Chancengleichheit bei der Verteilung finan-

zieller Ressourcen gesorgt. NRM und Staat 

bildeten in den Movement-Zeiten eine Ein-

heit, und bis heute sind die Partei- und 

Staatsstrukturen nicht eindeutig getrennt, 

wodurch das NRM beim Zugang zu staatli-

chen und politischen Ämtern und zu finan-

ziellen Ressourcen im Vorteil ist. 

Die politischen Parteien stellen einen der 

Grundpfeiler der noch jungen Mehrparteien-

demokratie dar. Um die demokratische Ent-

wicklung weiter zu fördern, fordert vor al-

lem die Opposition daher eine Teilfinanzie-

rung der Parteien mit staatlichen Mitteln, 

damit diese ihren Funktionen und Aufgaben 

effektiv nachkommen kann und dadurch zur 

Stärkung des gesamten politischen Systems 

besser beitragen kann. Eine ausgewogene 

und gerechte staatliche Förderung aller poli-

tischen Parteien erscheint – auch angesichts 

des jahrzehntelangen Schattendaseins von 

Oppositionsparteien – vernünftig und ange-

bracht. Voraussetzung wäre die Schaffung 

eines klaren rechtlichen Rahmens, der eine 

transparente und nachvollziehbare Verwal-

tung nicht nur der staatlichen Zuschüsse, 

sondern auch anderer Einnahmequellen si-

cherstellen würde. Ein Vorschlag lautet, 

dass die Wahlkommission eine derartige 

Verwaltungsaufgabe – nach einer Reform – 

als unabhängiges Gremium übernehmen  

könnte.  

Derartige Reformschritte bezüglich Wahl-

kommission und Parteienfinanzierung schei-

nen notwendig – wenn auch im gegebenen 

Zeitrahmen nicht wirklich realistisch –, um 

bei den Wahlen 2011 einen fairen politi-

schen Wettbewerb zu ermöglichen und 

müssten zügig umgesetzt werden.  

3.2 Interne Parteiendemokratie 

In der noch jungen Mehrparteiendemokratie 

Ugandas gibt es zunehmend eine allgemei-

ne Unzufriedenheit in der Bevölkerung mit 

der Arbeit der Parteien, unabhängig von der 

jeweiligen politischen Ausrichtung. Aufgrund 

von Korruption, internen (doch öffentlich 

ausgetragenen) Interessenkonflikten und 

ethnischen Spannungen, die in allen Partei-

en zu finden sind, hat die Öffentlichkeit we-

nig Vertrauen in die Arbeit der Parteien. Die 

institutionellen Strukturen weisen teilweise 

nur schwache Elemente innerparteilicher 

Demokratie auf und sind dennoch der 

Schlüssel für eine transparentere und effek-

tivere Parteienarbeit, die erforderlich ist, um 

größeres  Vertrauen der Wähler zu gewin-

nen.  

Ein wesentlicher Aspekt innerparteilicher 

Demokratie ist die Einbindung der Mitglie-

derbasis in Entscheidungsprozesse. Derzeit 

gibt es wenig Raum für Parteimitglieder, ei-

gene Ideen und Vorstellungen einzubringen. 

Bei der Auswahl von Kandidaten für Partei-

funktionen ist die Parteibasis kaum beteiligt 

– in der Regel werden die „Favoriten“ der 

Führungsspitze aufgestellt. Die Qualifikation 
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für zur Verfügung stehende Ämter spielt ei-

ne Nebenrolle, während Loyalität gegenüber 

den Parteiführungen eine große Bedeutung 

haben kann. Dies führt zu Frustration unter 

Parteimitgliedern und zu offenen Konflikten 

innerhalb der Parteien. Auch wenn die Par-

teitage der meisten Parteien – die in der 

Regel nur alle fünf Jahre stattfinden – mit 

Wahlen und Diskussionen nach außen hin 

demokratischen Gepflogenheit zu genügen 

scheinen, so werden doch häufig bereits zu-

vor beschlossene Positionen und Personen 

lediglich bestätigt. Gegenpositionen werden 

dadurch unterbunden, dass ihren Vertretern 

die Möglichkeit zur Artikulation genommen 

wird, oder dass abweichenden Parteimit-

gliedern entsprechende „Aufwandsentschä-

digungen“ angeboten werden. Es gibt je-

doch auch durchaus positive Entwicklungen 

auf diesem Gebiet – so fand zum Beispiel 

auf dem Parteitag der größten Oppositions-

partei, dem Forum for Democratic Change 

(FDC), ein weitgehend transparenter und 

fairer Wettbewerb um die Parteiführung 

statt. 

Der Mangel an interner Demokratie hat ne-

gative Auswirkungen auf die einzelnen Par-

teien und damit auch auf die noch junge 

Mehrparteiendemokratie als Ganzes. Darin 

liegt auch eine Ursache für die Schwierigkei-

ten der Parteien, interne Konflikte schnell 

und nachhaltig beizulegen – was das Ver-

trauen der Öffentlichkeit in die Parteienar-

beit stark mindert. Des Weiteren haben die 

Parteien aus Sicht von Dr. Olum Schwierig-

keiten, klare inhaltliche Ziele zu definieren, 

was er auch auf die Art der internen Ent-

scheidungsprozesse zurückführt. Somit 

stellt das interne Demokratiedefizit der u-

gandischen Parteien auch ein Hindernis für 

den qualitativen Wettbewerb um politische 

Ideen dar. 

3.3 Politische Bildung und Wahlaufklärung 

Große Teile der ugandischen Bevölkerung, 

insbesondere die jüngeren Generationen, 

haben bisher kaum Erfahrungen mit den 

politischen Abläufen und Verfahren in einer 

Mehrparteiendemokratie. Noch bei den 

Wahlen 2006 hatten viele Bürger – vor al-

lem in den Distrikten – kaum oder spät Zu-

gang zu Informationen über den Ablauf der 

Wahl. Politische Bildung besitzt in Uganda 

nur einen vergleichsweise geringen Stellen-

wert und kommt in der Regel nur im Vorfeld 

von Wahlkämpfen zu seiner Bedeutung. Es 

besteht Bedarf an grundsätzlicher Aufklä-

rung über die Akteure und Prozesse in einer 

Mehrparteiendemokratie. Eine deutlich in-

tensivierte Förderung dieses Verständnisses 

in der Bevölkerung – vor allem in den länd-

lichen Gebieten – ist Voraussetzung für eine 

nachhaltige demokratische Entwicklung in 

Uganda. Kurzfristig angelegte Informations-

kampagnen, die lediglich auf die Erläute-

rung des Wahlvorgangs an sich abzielen, 

reichen hierfür nicht aus.  

Die für Wählerbildung zuständige Institution 

– die Wahlkommission – verfügt nur über 

begrenzte Ressourcen. Die ugandische Men-

schenrechtskommission, die neben der 

Wahlkommission für politische Bildung zu-

ständig ist, befindet sich in einer ähnlichen 

Situation und hat nicht die notwendigen fi-

nanziellen Mittel, um die Herausforderungen 

auf diesem Gebiet zu bewältigen. Daher 

sind auf diesem Feld keine wesentlichen 

Verbesserungen bis 2011 zu erwarten. Ge-

rade in den ländlichen Gebieten könnte das 

nach wie vor einen Vorteil für das NRM dar-

stellen. Erst durch intensive Aufklärungsar-

beit über den Sinn und Zweck von Parteien 

und die Bedeutung eigener Partizipation am 

politischen Pluralismus wird eine kritische 

Auseinandersetzung mit dem Movement-

System in Gang gesetzt. 

Neben den beschriebenen Themen Wahlge-

setzgebung, interne Parteiendemokratie so-

wie politischer Bildung werden weitere 

Kernthemen und Entwicklungen die Wahl 

2011 beeinflussen. Die steigenden Lebens-

haltungskosten und die Finanzkrise, Schwie-

rigkeiten im Bereich der staatlichen Sozial-

leistungen (zum Beispiel Bildung und Ge-

sundheit), die kontrovers diskutierte Boden-

reform, der Status der kulturellen Königrei-

che sowie der Kampf gegen die Lord’s Re-

sistance Army sind dabei nur einige Berei-

che, die die Wähler in ihrer Wahlentschei-

dung beeinflussen werden. Ob die Regie-

rungspartei oder die Opposition davon profi-

tieren werden, ist Gegenstand verschiede-

ner Diskussionen. Doch schon vor dem Hin-

tergrund der oben diskutierten Themen las-
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sen sich drei mögliche Szenarien für die 

Wahlen 2011 ableiten.  

4. Mögliche Szenarien für die Wahlen 

2011 

Szenario 1: Wiederwahl von Präsident 

Museveni 

Der amtierende Präsident Museveni stellt 

sich wieder zur Wahl und gewinnt gegen 

eine fragile und nicht vereinte Opposition. 

Das Ergebnis ist bei weitgehend fairen und 

freien Wahlen so eindeutig, dass trotz unter 

Umständen stattfindender Unregelmäßigkei-

ten der Sieg Musevenis und des NRM als 

ganzer nicht bezweifelt werden kann. Der 

Opposition war es nicht gelungen, eine ech-

te Koalition zu formen, woraufhin die ver-

schiedenen Parteien eigene Kandidaten auf-

stellten.  

Präsident Museveni hat sich bereits für eine 

erneute Kandidatur ausgesprochen und ist 

davon überzeugt, dass seine Partei die 

Wahlen nicht verlieren kann.4 Daher ist es 

auch wenig wahrscheinlich, dass das NRM 

einen anderen Präsidentschaftskandidaten 

als den amtierenden Präsidenten aufstellt, 

obwohl dies wohl von vielen Ugandern, die 

glauben, dass Museveni zu lange im Amt 

ist, als Alternative betrachtet würde. Dr. 

Olum meint, dass Museveni alles daran set-

zen werde um an der Macht zu bleiben und 

schließt auch Wahlmanipulationen im Um-

feld der Wahlen nicht aus. Für die Oppositi-

onsparteien wäre ein erneuter Sieg Muse-

venis und des NRM eine herbe Enttäu-

schung. Sollte die Opposition Manipulatio-

nen beklagen, würde sie gegebenenfalls die 

Wahlergebnisse nicht anerkennen und vor 

Gericht ziehen – wie es bereits bei den 

Wahlen 2006 der Fall war. Waren die Wah-

len tatsächlich weitgehend ordnungsgemäß, 

ist wohl ein ähnliches Urteil zu erwarten wie 

zu den vergangen Wahlen: Wahlfälschungen 

würden zwar festgestellt, jedoch als nicht 

ausreichend bewertet, um einer Klage statt-

zugeben. 

                                                     

4 
http://www.monitor.co.ug/artman/publish/news/I_ll_go_for
_4th_term_says_Gen_Museveni_67836.shtml 

Auf der NRM-Seite könnten ehrgeizige Par-

teimitglieder über Musevenis Amtsdauer 

und Führungsstil frustriert sein und in Er-

wägung ziehen, zu einer der Oppositions-

parteien zu wechseln. Nicht ausgeschlossen 

wird in Kommentaren auch eine innere 

Spaltung des NRM. Die Wahlkommission 

wird auf Oppositionsseite kein Vertrauen 

genießen, wenn – wie zu erwarten ist - kei-

ne oder nur ungenügende Reformen der 

Wahlgesetze mit wesentlichen Veränderun-

gen in der Zusammensetzung der Wahl-

kommission erfolgen. Dies birgt letztendlich 

auch das Potenzial von gewaltsamen Ausei-

nandersetzungen, wie sie auch Kenia erlebt 

hat, wenngleich es wahrscheinlicher ist, 

dass sich politische Konflikte letztendlich vor 

allem auf gerichtlicher Ebene und auf verba-

le Streitigkeiten in den Medien konzentrie-

ren werden. 

Szenario 2: Museveni und NRM stehen ge-

gen eine starke Opposition 

Den großen Oppositionsparteien einschließ-

lich FDC, DP, UPC, Jeema, Conservative 

Party und PPP gelingt es, eine Koalition zu 

formen und einen gemeinsamen starken 

Präsidentschaftskandidaten als Herausforde-

rer von Museveni aufzustellen. In diesem 

Fall wäre es vorstellbar, dass die Opposition 

eine wirkungsvolle Wahlkampagne führt, 

Museveni zumindest in eine Stichwahl 

zwingt und am Ende möglicherweise sogar 

die Präsidentschaftswahl gewinnt – auch 

wenn dies unter den derzeitigen Umständen 

unwahrscheinlich scheint. Mit hoher Wahr-

scheinlichkeit wird das NRM seine Mehrheit 

im Parlament behalten, da die Partei nach 

wie vor einen starken Rückhalt in der Be-

völkerung genießt, vor allem in den ländli-

chen Gebieten. 

 

Die Opposition in Uganda konzentriert sich 

bisher hauptsächlich darauf, Musevenis Prä-

sidentschaft zu beenden. Dieses Ziel ist der 

eigentlich vereinende Faktor unter den Op-

positionsparteien. Inhaltlich sind die Profile 

schwach ausgeprägt und beschränken sich 

auf allgemeine soziale und ökonomische 

Programmansätze. Bei einem Sieg der Op-

position, der dann – und das wiederum ist 



 7 

Konrad-Adenauer-Stiftung e.V.  

 

UGANDA 

JOSS BRACKER / PETER GIRKE / 

TINA MAHLER 

 

JULI 2009 

 

www.kas.de 

www.kas.de/uganda 

 

 

wenig wahrscheinlich – auch noch vom NRM 

akzeptiert werden müsste, wäre allerdings 

anzunehmen, dass eine Koalition ohnehin 

bald zerbrechen würde, da dann der einzige 

vereinende Faktor - die Forderung nach ei-

nem Ende von Museveni’s Führung – entfie-

le.  

Wahrscheinlicher in diesem Szenario ist, 

dass Museveni eine Wahlniederlage bei der 

Präsidentschaftswahl nicht akzeptiert, was 

Uganda durchaus in eine ähnliche Situation 

wie in Kenia oder Simbabwe bringen könn-

te. Wenn die Opposition davon überzeugt 

ist, die Wahl gewonnen zu haben und sie 

um diesen Sieg gebracht wird, wird sich die 

Bereitschaft, zu gewaltsamen Mitteln zu 

greifen, erhöhen – insbesondere unter den 

jüngeren Generationen. Bei einer Eskalation 

dieses Szenarios könnten seitens der Regie-

rung die Sicherheitskräfte zum Einsatz 

kommen, um den Widerstand einzudäm-

men. Dennoch wäre anzunehmen, dass ge-

waltsame Ausschreitungen letztendlich nicht 

dasselbe Ausmaß wie im Fall Kenia anneh-

men würden, da die sozialen Spannungen in 

der ugandischen Gesellschaft insgesamt als 

niedriger einzustufen sind und weil der Prä-

sident zudem die volle Kontrolle über Si-

cherheitskräfte besitzt. Die Bildung einer 

Einheitsregierung mit der Opposition – 

ebenfalls wie in Kenia und Simbabwe – ist 

eher unwahrscheinlich. Die Vorteile liegen 

mit der Wahlkommission, dem Staatsappa-

rat und den Sicherheitskräften auf Regie-

rungsseite. Wenn zudem, wie bereits in 

2006 geschehen, Schlüsselfiguren der Op-

position auf die Regierungsseite wechseln 

und mit Ämtern belohnt werden, würde die-

se Tendenz noch verstärkt.  

5. Fazit 

Aus den Analysen der Interviewpartner und 

der Auswertung der Presse ergibt sich, dass 

das NRM in der nahen und mittelfristigen 

Zukunft aller Voraussicht nach der domi-

nante Akteur in der politischen Landschaft 

Ugandas bleiben wird. Diese Landschaft hat 

sich jedoch verändert: Im Gegensatz zu den 

letzten beiden Jahrzehnten findet der politi-

sche Wettkampf nun in einem politisch libe-

ralisierten Mehrparteien-System statt, das 

sich allerdings in großen Teilen noch deut-

lich konsolidieren muss. Dazu gehört auch, 

dass im Zusammenhang mit den nächsten 

Wahlen durchaus unfaire Wahlpraktiken und 

Behinderungen der Opposition erwartet 

werden müssen, vor allem wenn sich die 

regierende Partei in ihrer Macht bedroht 

fühlt. Des Weiteren ist zu erwarten, dass die 

Wahlen 2011 von personellen Fragen und 

nicht politisch-inhaltlichen Themen domi-

niert werden, auch weil die Oppositionspar-

teien ihre Kritik an Museveni und dessen 

langer Amtsdauer wohl in den Vordergrund 

stellen werden. 

Eines der Haupthindernisse auf dem Weg zu 

einer echten Mehrparteiendemokratie mit 

einem Wettbewerb um politische Ideen 

bleibt die Schwäche der Oppositionspartei-

en, die zum einen in ihrer langjährigen 

Randrolle im Movementsystem begründet 

ist, zum anderen aber auch in der Unfähig-

keit, sich professionell programmatisch und 

personell zu organisieren. Um dieses Hin-

dernis zu überwinden und damit die Demo-

kratie in Uganda zu fördern, sind Reformen 

unter anderem in den angesprochenen Be-

reichen notwendig. Die Zusammensetzung 

der Wahlkommission braucht Veränderung, 

damit sie ihrer Aufgabe, freie und faire 

Wahlen zu garantieren, gerecht werden 

kann. Weitere Reformen in der Wahlgesetz-

gebung, wie beispielsweise die Einführung 

einer teilweisen staatlichen Parteienfinanzie-

rung, sind notwendig, um das demokrati-

sche System als Ganzes zu fördern und zu 

stabilisieren. Politischer Bildungsarbeit – 

auch mit den Parteien – und der öffentli-

chen Aufklärung über den Wahlprozess 

muss mehr Gewicht verliehen werden, da-

mit die Bevölkerung ihre Rolle und Verant-

wortung in einer Mehrparteiendemokratie 

wahrnehmen kann. Eine Regierung, aber 

auch eine Opposition, die ein echtes Inte-

resse an der Demokratieentwicklung in U-

ganda haben, müssen diese notwendigen 

Schritte in Angriff nehmen. Gegenwärtig 

lassen entsprechende Reformen auf sich 

warten. Eine der Aufgaben der Oppositions-

parteien, aber auch zivilgesellschaftlicher 

Organisationen, der Medien und der politi-

schen Öffentlichkeit wird in der kommenden 

Zeit sein, das Bekenntnis des NRM zur 

Mehrpartiendemokratie weiterhin einzufor-

dern. Auch auf Oppositionsseite sind inner-
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parteiliche demokratische Reformen not-

wendig, um innere Streitigkeiten, Korrupti-

on und Patronage zu verringern sowie legi-

time und inhaltlich-produktive Entschei-

dungsprozesse zu gewährleisten.  

Es lässt sich nicht ausschließen, dass im 

Umfeld der Wahlen 2011 politische Unge-

rechtigkeiten stattfinden. Infolgedessen sind 

auch gewalttätige Auseinandersetzungen 

zwischen Regierung und einer stärker und 

selbstbewusster auftretenden Opposition 

vorstellbar.  

 


